
alle der Gleichberechtigung der Frau in ihrer Stel­
lung als Frau und Mutter entgegenstehenden Be­
stimmungen in allen Teilen des Familienrechts be­
seitigt, und auch die Gleichberechtigung des nicht­
ehelichen Kindes mit dem ehelichen Kind war 
gesichert. Wohl gab es damals einige Stimmen, die 
mit einer gewissen Sorge fragten, wie denn nun 
die Gerichte entscheiden sollten. Nun, es haben die­
jenigen recht behalten, die schon damals darauf ver­
trauten, daß unsere neuen Richter in der Lage sein 
werden, auf Grund der klaren Bestimmungen der 
Verfassung und geleitet von ihrem demokratischen 
Bewußtsein auch im Einzelfall die richtige Lösung 
zu finden.

Es ist keine Zersplitterung in der Rechtsprechung, 
keine Verwirrung der Rechtslage eingetreten. Die 
Gerichte haben im großen und ganzen in allen ent­
scheidenden Fragen — Ansprüche der Frau auf 
Unterhalt, Beteiligung der Frau am während der 
Ehe erworbenen Vermögen des Mannes, Höhe des 
Unterhalts des nichtehelichen Kindes — und in 
einer Reihe anderer Fragen den richtigen Weg ge­
funden. Eine wesentliche Hilfe ga'b das Gesetz über 
den Mutter- und Kinderschutz und die Rechte der 
Frau vom 27. September 1950, das die Grundthesen 
der rechtlichen Stellung der Frau schon in einem 
Gesetz konkretisierte.

Vor allem aber wurde die Rechtsprechung der 
unteren Gerichte angeleitet, die Einheitlichkeit der 
Rechtsprechung gesichert und die konkrete Anwen­
dung der Verfassungsbestimmungen auf wichtige 
Fragen weiter entwickelt durch die Rechtsprechung 
des Obersten Gerichts in Familiensachen. Der um­
fangreiche Inhalt dieser Rechtsprechung ist im ein­
zelnen ausführlich dargestellt in der Arbeit von 
Heinrich und Klar3).

Ich möchte hier nur zwei Gesichtspunkte hervor­
heben. Einmal wandte sich das Oberste Gericht von 
seiner ersten familienrechtlichen Entscheidung an 
gegen alle Versuche formaler Gleichmacherei. Es 
folgte hier dem Grundsatz, den wir im Jahre 19494 *) 
ausgesprochen hatten: daß nämlich die Gleichbe­
rechtigung der Frau nicht mit ihrer Schlechterstel­
lung beginnen dürfe. (Man vergleiche hiermit das 
Bemühen einiger Gerichte in Westdeutschland, die 
Frauen vom Kampf um ihre Gleichberechtigung 
abzuhalten, indem man ihnen z. B. unter Berufung 
auf die „Gleichberechtigung“, wie man sie verstehen 
will, den bezahlten Haushaltstag entzieht.)

Dabei waren der Rechtsprechung des Obersten 
Gerichts Grenzen gesetzt. Es konnte zwar entschei­
den, ob eine Bestimmung gemäß Art. 30 und Art. 
144 der Verfassung aufgehoben ist; so konnte es 
feststellen, daß die Güterstände des bürgerlichen 
Gesetzbuchs sämtlich der Gleichberechtigung 
der Frau und damit der Verfassung wider­
sprechen und damit aufgehoben sind; es konnte 
auch feststellen, daß nach dem Wegfall dieser Gü­
terstände nunmehr Gütertrennung gilt0); man 
konnte weiter — ich verweise auf die Ausführungen 
von Ministerpräsident Otto Grotewohl bei der Be­
gründung des Gesetzes über den Mutter- und Kin­
derschutz und die Rechte der Frau6) — einen obliga­
torischen Anspruch der Frau auf Beteiligung an 
dem während der Ehe durch den Mann erworbenen 
Vermögen anerkennen. Es wäre aber nicht zulässig 
gewesen und hätte gegen das Prinzip der demokra­
tischen Gesetzlichkeit verstoßen, wenn man über
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das grundsätzliche Ja oder Nein zur Frage, ob eine 
Bestimmung durch die Verfassung aufgehoben ist 
oder nicht, eine „schöpferische“, d. h. neues Recht 
schaffende Rechtsprechung entwickelt und, der Ge­
setzgebung vorgreifend, z. B. einen neuen Güter­
stand geschaffen hätte, etwa eine Form der Zuge­
winngemeinschaft oder eine Form der Güterge­
meinschaft mit ihren verschiedenen Möglichkeiten 
der Ausgestaltung. Ähnlich war es mit der Frage, 
deren Lösung ebenfalls dringend erwartet wurde, 
ob und in welchem Umfang das nichteheliche Kind 
ein Erbrecht hat; auch hier gibt es, wie schon die 
verschiedenen Stellungnahmen gerade zu dieser 
Frage im Laufe der Entwicklung zeigen, eine Reihe 
verschiedener Möglichkeiten der Lösung, so daß 
allein durch die Gesetzgebung, nicht aber durch die 
Rechtsprechung, die eine oder andere als neues 
Recht entwickelt werden konnte.

Auf der anderen Seite behandelte die Recht­
sprechung des Obersten Gerichts bereits Fragen, 
die über die Verwirklichung der Gleichberechtigung 
der Frau hinaus bei der Gestaltung eines neuen 
Familienrechts zu lösen sind. So war in den bis­
herigen Diskussionen die Frage der Ehescheidung 
nicht behandelt worden. Das Oberste Gericht nahm 
auch dazu Stellung und verurteilte bereits in seiner 
Entscheidung vom 1. Dezember 19507) ein leicht­
fertiges Verhalten zur Ehe.

Der Rechtsprechung des Obersten Gerichts 
kommt eine große Bedeutung zu: Über die Ent­
scheidung des Einzelfalls hinaus sind die von ihm 
vertretenen Anschauungen weitgehend Allgemein­
gut nicht nur der Gerichte, sondern auch der Bürger 
geworden, so daß sie heute fester Bestandteil des 
Bewußtseins unserer Menschen sind.

Es zeigt sich, daß der Entwurf des neuen Fami­
liengesetzbuches, nicht in Eilarbeit entstanden, ein 
Ausdruck des gegenwärtig erreichten Standes un­
serer ökonomischen Entwicklung ist; sein Inhalt 
und seine Formulierungen sind gründlich ausge­
reift. Er schließt sich in der Gesetzgebung unserer 
Republik an die neuen Kodifikationen wichtiger 
Rechtsgebiete, wie das Staatsanwaltschaftsgesetz, 
das Gerichtsverfassungsgesetz, die Strafprozeßord­
nung an.

Aufbauend auf den im Volksrat beratenen The­
sen des DFD und ausgehend von den Grundsätzen 
der Verfassung und den grundlegenden Bestimmun­
gen des Gesetzes über den Mutter- und Kinder­
schutz und die Rechte der Frau wurden auch —■ 
nicht veröffentlichte — Gesetzentwürfe im Ministe­
rium der Justiz vorbereitet. Hierbei wurde zunächst 
ein wichtiger Schritt getan: Es ging jetzt nicht mehr 
nur um die Vorbereitung eines Gesetzes, das die 
Gleichberechtigung der Frau verwirklichen sollte, 
sondern die Arbeit weitete sich bereits aus zu einem 
Familiengesetzbuch, wobei allerdings die Gebiete, 
die im Ehegesetz des Alliierten Kontrollrats gere­
gelt sind, noch nicht behandelt wurden.

Vergleicht man nun den jetzt vorgelegten Ge­
setzentwurf mit allen Vorarbeiten, so ist zunächst 
festzustellen, daß in beträchtlichem Maße die Über­
reste der alten Familienrechtsgesetzgebung sowohl 
in der Systematik des Gesetzes wie in der Ausge- 
staltüng der einzelnen Institute als auch in der For­
mulierung überwunden sind. Insbesondere waren 
in den Thesen des DFD, die ja die ersten gesetz­
geberischen Versuche darstellen, in manchen Fra­
gen noch beträchtliche Überreste alter Gesetzge­
bungsmethoden -und -technik enthalten. Der neue 
Gesetzentwurf unterscheidet sich in der Lösung 
einiger wichtiger Fragen von allen früheren Ent­
würfen. Dies gilt insbesondere für das eheliche
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